
VI. Der „wiederentdeckte" Hauptgegner 

Im August 1931 unterstützte die KPD den Volksentscheid zur Auflösung des 
preußischen Landtages - eine Initiative des Frontkämpferverbandes Stahlhelm, 
die von der DNVP und NSDAP unterstützt wurde. Das Ziel der radikalen Rech-
ten war der Sturz der SPD-geführten Landesregierung unter Otto Braun. Indem 
sich die deutschen Kommunisten an dieser Aktion beteiligten, stellten sie faktisch 
eine „Einheitsfront" mit den Nationalsozialisten her. Lange ist in der Forschung 
gerätselt worden, wieso sich die KPD diesem Frontalangriff gegen die preußische 
Landesregierung - dem letzten „Bollwerk" der Weimarer Republik1 - anschloss. 
Aufgrund der nun zugänglichen Quellen lassen sich an diesem Fallbeispiel einige 
grundlegende Aspekte der Kominternpolitik analysieren. Die Antworten auf die 
Frage, aus welchen Motiven die KPD an dem Volksentscheid teilnahm, und wie 
dieser Entschluss konkret gefasst wurde, führt vor Augen, auf welch chaotische 
Weise in der Komintern Politik gemacht und Entscheidungen gefällt wurden: Es 
lässt sich zeigen, dass die KPD eben nicht kühl kalkuliert gesteuert wurde, son-
dern dass die Kommunisten ihre Politik zuweilen gewissermaßen aus dem Bauch 
heraus machten - geprägt durch ihre verzerrten Wahrnehmungen und immer 
noch getrieben von ihren revolutionären Erwartungen. 

1. Eine gute Gelegenheit 

In der Geschichte der Arbeiterbewegung, dem maßgeblichen Werk der DDR-Ge-
schichtsschreibung, das unter Aufsicht Walter Ulbrichts Mitte der 60er Jahre ent-
stand, ist die Frage nach den Gründen für die Beteiligung am Volksentscheid zur 
Auflösung des Preußischen Landtages im August 1931 in gewohnter Sünden-
bockmanier personalisiert worden: Es seien einzig Neumann und letztlich vor 
allem Stalin gewesen, die die Entscheidung zur Teilnahme durchgesetzt hätten.2 

Die westliche Literatur schloss sich dieser Darstellung - wenn auch mit gebotener 
Distanz - grundsätzlich an, so dass die ost- und westdeutschen Historiker vor 
1989/90 ungewohnt einmütig feststellten: die KPD sei von Moskau gezwungen 
worden, an dem Volksentscheid teilzunehmen und somit „gegen ihre eigenen In-
teressen" zu handeln.3 

Interessanterweise entspricht diese Sichtweise auch den späteren Aussagen der 
führenden Kominternfunktionäre: Auch aus Moskau wurde der KPD später vor-

1 Vgl. Ehni, Bollwerk Preußen? 
2 Ulbricht, Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 4, S. 96 f. 
3 Grundlegend ist hier erneut die von anderen Autoren meist weitgehend übernommene 

Darstellung von Weingartner, Stalin und der Aufstieg Hitlers, S. 85-96, der sich wiederum 
stark auf die Geschichte der Arbeiterbewegung stützt. Da sich der Erkenntnisstand seit 
Weingartners Untersuchung nicht mehr erweitert hat, ist sein Werk auch auf den folgen-
den Seiten der wesentliche Kontrapunkt meiner Argumentation. 
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geworfen, sich zu spät - nämlich erst nach entsprechender Intervention des E K K I 
- zur Teilnahme am Volksentscheid entschieden und zuvor im Sommer 1931 den 
Kampf gegen die S P D zu lange vernachlässigt zu haben.4 Tatsächlich hatte Ma-
nuilskij auf dem X I . EKKI-P lenum im April 1931 erneut das „Sozialfaschismus"-
Mantra der Komintern wiederholt: In Deutschland sei nicht „der Faschismus Hit-
lerscher Färbung der Hauptfeind", so betonte er in seinem Referat, sondern die 
Regierung Brüning und vor allem die SPD, die dieses Kabinett im Reichstag tole-
riere.5 Das ganze Plenum, so stellte Pjatnickij später fest, sei „faktisch gegen die 
Taktik der deutschen Partei gerichtet [gewesen], da die These vom Faschismus als 
Hauptfeind auf dem Plenum umgedreht wurde, dort war die Sozialdemokratie 
der Hauptfeind".6 Die deutsche Parteileitung hatte daraufhin in einem internen 
Bericht an das E K K I im Mai 1931 pflichtschuldig „eingestanden", dass das E K K I -
Plenum „die Bewertung des Faschismus auf das richtige Maß reduziert" habe7, 
indem es ihn zu einem Gegner zweiten Grades herabstufte. 

Nun wäre es allerdings falsch, aus der nachträglichen Behauptung Pjatnickijs zu 
folgern, dass sich hier wirklich ein erneuter Konflikt zwischen K P D und Komin-
tern angebahnt hätte. Denn im Frühjahr 1931 stimmten die Spitzen der Komin-
tern und K P D in ihrer Einschätzung der politischen Lage grundsätzlich über-
ein: Erstens hatte die Moskauer Führung auf dem EKKI-P lenum gerade erst 
den „Scheringer-Kurs" gebilligt, der auf der nationalpopulistischen „Volksrevolu-
tions"-Strategie aufbaute, wie sie Ende Dezember 1930 mit Stalin abgesprochen 
worden war. Und zweitens rannte die Komintern mit ihrer Forderung, schärfer 
gegen die Sozialdemokratie vorzugehen, bei der KPD-Führung offene Türen ein. 
Schließlich war man sich einig, dass die N S D A P nach der „Stennes-Revolte" kurz 
davor sei, in sich zusammenzufallen. In dem Maße, in dem die Mobilisierungs-
kraft des Nationalsozialismus abzunehmen schien, trat somit die SPD als Haupt-
gegnerin erneut in den Vordergrund. Manuilskij erklärte den vermeintlichen Zer-
fall der N S D A P im April 1931 dementsprechend zu einer günstigen Chance, um 
die SPD-Strategie des „kleineren Übels" zu „entlarven": Wenn Hitlers Macht-
antritt immer unwahrscheinlicher werde, weil dessen Partei zerfalle, dann werde 
es der S P D zunehmend schwerer fallen, zu rechtfertigen, warum sie die Regierung 
Brüning weiter toleriere.8 

Dass die Führungen der K P D und Komintern zu dieser Zeit gleichermaßen in 
der Sozialdemokratie den „Hauptgegner" sahen, belegt schließlich auch ein Brief 
Neumanns vom Mai 1931, in dem er seiner Begeisterung über die antisozialdemo-
kratischen Resolutionen des X I . EKKI-Plenums freien Lauf ließ. Die bald anste-
hende preußische Landtagswahl9, so schrieb er an Leo Flieg, werde die K P D „zu 

4 So der Vorwurf von Pjatnickij in seinem Referat auf dem X I I . EKKI -P lenum im Septem-
ber 1932, das als Broschüre gedruckt wurde. Vgl. Pjatnickij, Die Arbeit der Kommunisti-
schen Parteien Frankreichs und Deutschlands, S. 15. 

5 Schlusswort Manuilskijs vor dem EKKI-P lenum am 6. 4. 1931, R G A S P I 495/169/87: 38. 
6 Pjatnickij in der Sitzung der P K vom 10. 4. 1932, R G A S P I 495/4/182a: 89-98, hier: 90f . 
7 Bericht des Sekretariates der K P D „Uber die Vorbereitung der ZK-Tagung der K P D am 

14./15. 5. 1931" vom 13. 5. 1931, R G A S P I 495/293/117: 14-16, hier: 14f. 
8 Schlusswort Manuilskijs vor dem EKKI-P lenum am 6. 4. 1931, R G A S P I 495/169/87: 38. 
9 Der reguläre Termin war der April 1932. Aus den Dokumenten ist nicht ersichtlich, ob 
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einem einzigen bolschewistischen Feldzug gegen die SPD machen". Im Unter-
schied zum Reichstagswahlkampf von 1930 (als die N S D A P noch als Hauptkon-
kurrentin wahrgenommen wurde) müsse „die SPD-Frage" bis zur Preußenwahl 
daher zur „alles beherrschenden Kampflosung" gemacht werden: Jeder „Kommu-
nist, jeder Arbeiter, jeder Kleinbürger muss schon heute wissen: der Hauptschlag 
geht gegen die S P D " . 1 0 Wenn Pjatnickij also später im Rückblick auf das Jahr 1931 
Meinungsverschiedenheiten konstruierte, so geschah dies, um der K P D erneut die 
Schuld dafür zuzuschieben, dass die Kominternpolitik nicht zum gewünschten 
Erfolg geführt hatte. 

In der westlichen Literatur wurde entsprechend der Prämisse, dass die Komin-
tern vorrangig ein außenpolitisches Instrument der Sowjetunion gewesen sei, fer-
ner die These vertreten, die Teilnahme der K P D am Volksentscheid habe erneut 
gegen die prowestliche SPD gezielt: Weil Moskau befürchtet habe, die deutsche 
Regierung werde sich auf Druck der Sozialdemokratie verstärkt an Frankreich 
annähern, seien vor allem die deutschen Sozialdemokraten in den Thesen des 
X I . EKKI-Plenums als die „Initiatoren und aktivsten Verteidiger" einer antisow-
jetischen Front hervorgehoben worden." 

Diese Deutung der Ereignisse führt jedoch in die Irre. Denn erstens war die 
Furcht der sowjetischen Führung vor einer nahe bevorstehenden Intervention 
schon angewachsen, bevor die dezidiert antifranzösische N S D A P im Februar 
1931 aus dem Reichstag auszog und somit „der politische Kurswert" 1 2 der SPD 
wieder anstieg: Den Tagesordnungspunkt „Gefahr der Intervention" hatte Stalin 
bereits lange zuvor im November 1930 auf die Agenda des X I . EKKI-Plenums ge-
setzt.1 3 Zu diesem Zeitpunkt aber wurde in Moskau noch davon ausgegangen, 
dass die Regierung Brüning von den Nationalsozialisten gestützt würde.14 Zwei-
tens waren ausgerechnet die sowjetischen Berufsdiplomaten, auf deren Zeugnisse 
sich die bisherige Forschung im Wesentlichen stützte, im Februar 1931 gar nicht 
sonderlich davon beunruhigt, dass die Regierung Brüning nun stärker auf die SPD 
angewiesen war: Der sowjetische Botschafter in Berlin, Khinchuk, betonte drei 

N e u m a n n bereits zu diesem Zei tpunkt davon ausging, dass die Landtagswahl früher statt-
finden könne . F ü r seine damalige Stel lung gegenüber der Sozia ldemokrat ie macht dies 
aber keinen Untersch ied . 

1 0 Br ie f N e u m a n n s an Flieg v o m 25. 5. 1931, R G A S P I 4 9 5 / 1 9 / 5 2 7 a : 2 0 7 - 2 1 4 , hier: 210 . H e r -
vorhebung im Orig ina l unterstr ichen. 

" Vgl . Weingartner, Stalin und der Aufst ieg Hit lers , S. 7 8 - 8 1 ; ferner: Carr, Twilight of C o m -
intern; Winkler , Weg in die Katas t rophe , S. 307. 

1 2 Winkler , Weg in die Katastrophe, S. 307 . 
1 3 Vgl. Br ief P ja tnicki j s an M o l o t o v v o m 12. 11. 1930, R G A S P I 4 9 5 / 1 9 / 2 4 2 : 107. Vgl. dazu 

auch die Anweisungen der P K an die Sekt ionen Europas und das W E B über den Prozess 
gegen die „Industr ieparte i " , S A P M O - B A r c h R Y 5-1 6 / 3 / 2 1 4 : 46 , die zwei Tage zuvor von 
P jatnicki j an Stalin zur Durchs icht und Bil l igung geschickt wurden. Vgl. Br ie f P jatnicki js 
an M o l o t o v v o m 12. 11. 1930, R G A S P I 4 9 5 / 1 9 / 2 4 2 : 106. 

1 4 Vgl . P ja tnicki j s Ausführungen in der S i tzung des E K K I - P r ä s i d i u m s vom 28. 10. 1930: „So 
haben wir es hier [bei den Nat ionalsozia l i s ten] mit Arbei ts te i lung zu tun, nicht mehr und 
nicht weniger, um das Vorgehen zu bemänte ln , das sie im Reichstag gemacht haben. Hier 
sind wir [die N S D A P ] für Streiks, für die Arbeiter , aber im Reichstag s t immen wir für die 
Regierung B r ü n i n g . " R G A S P I 4 9 5 / 2 / 1 3 6 : 8 8 - 9 2 , hier: 91 f. 
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Tage nach dem Auszug der N S D A P aus dem Reichstag in einem Brief nach Mos-
kau, die Beziehungen Deutschlands zur Sowjetunion würden durch den gestiege-
nen Einfluss der SPD ebenso wenig belastet wie durch die mittlerweile verbesserte 
Atmosphäre zwischen der deutschen und der französischen Regierung.15 

Von Moskau aus wurde im Frühjahr 1931 also keine Initiative gestartet, um die 
K P D zu schärferen Angriffen gegen die SPD zu drängen. Hingegen belegen die 
Unterlagen der Komintern, dass die deutsche Parteispitze schon lange vor dem 
Sommer 1931 die Idee diskutierte, die Regierung Braun durch einen Volksent-
scheid zu stürzen - und zwar ohne dafür Vorgaben aus Moskau erhalten zu haben: 
Kurz nachdem der Stahlhelm im Oktober 1930 angekündigt hatte, ein Volksbe-
gehren zur Auflösung des Preußischen Landtages zu beantragen16, machte Rem-
mele in einer Sitzung der KPD-Führung im Januar 1931 den Vorschlag, den 
Rechtsparteien „zuvorzukommen" und selbst ein Volksbegehren zur Auflösung 
des preußischen Landtages zu initiieren.17 

Die K P D entschied sich jedoch zunächst anders, weil die Bezirkssekretäre der 
K P D , als sie anlässlich der Tagung des Z K der K P D in Berlin um ihre Meinung ge-
fragt wurden, das Vorhaben ablehnten. Die Partei würde dann, so gab Thälmann 
in Moskau später die Bedenken wieder, „Schwierigkeiten gegenüber den sozialde-
mokratischen Arbeitern bekommen". 1 8 Zwar wurde das Projekt somit nur aus 
wahltaktischen Gründen abgelehnt, dennoch war es vorerst vom Tisch. Als habe 
es keine eigenen Pläne in dieser Richtung gegeben, teilte die Parteiführung der Ba-
sis nach dem offiziellen Antrag des Stahlhelms auf Zulassung des Volksbegehrens 
vom 4. Februar 1931 in einem internen Rundschreiben mit, es sei „selbstverständ-
lich ausgeschlossen", dass sich die K P D daran beteilige. U m der Sozialdemokratie 
jedoch durch eine „einfache Abstinenzpolitik" nicht unfreiwillig eine „indirekte 
Hilfestellung" zu leisten, beschloss die KPD-Spitze eine ihrer typischen Parallel-
aktionen zu starten: Die „Volksaktion gegen Faschismus und [preußische] Koali-
tionspolitik".1 9 Mit dem üblichen „Zweifrontenkampf" sollte das rechte Volksbe-
gehren gekontert werden. 

Allerdings blieb die Aussicht, die von SPD geführte Koalition stürzen zu sehen, 
für die KPD-Führung äußerst attraktiv. Als daher das Volksbegehren das notwen-
dige Quorum erzielt hatte, sich jedoch abzeichnete, dass ein in einem zweiten 
Schritt durchgeführter Volksentscheid, der nur durch die Rechtsparteien unter-
stützt würde, keine Erfolgsaussichten hatte20, haderte Thälmann mit sich, ob sich 

15 B r i e f K h i n c h u k s an den stel lvertretenden A u ß e n k o m m i s s a r der Sowje tun ion , Kres t inski j , 
v o m 10. 2. 1931, A V P R F 082/14/63/5: 2 9 - 3 4 . Sechs W o c h e n später k o m m e n t i e r t e K h i n -
c h u k allerdings die Pläne für eine deutsch-österre ichische Zol lunion positiv, weil damit 
die deutsch- f ranzös ischen B e z i e h u n g e n belastet würden. Vgl . B r i e f K h i n c h u k s an K r e -
st inski j v o m 26. 2. 1931, A V P R F 082/14/63/5: 6 6 - 6 9 . 

1 6 Vgl. E h n i , B o l l w e r k Preußen? , S. 199. 
1 7 „ H e r z e n " [d. i . H e r m a n n R e m m e l e ] „ A n die K o m m i s s i o n zur U n t e r s u c h u n g der F r a k -

t ionsarbeit in der K . P . D . " v o m 2. 8 . 1 9 3 3 , S A P M O - B A r c h R Y 5/1 6/3/469: 1 0 - 2 7 , hier: 25 . 
'8 T h ä l m a n n vor der P K am 14. 5. 1932, R G A S P I 495/4/188a: 2 7 f . 
1 9 A n w e i s u n g e n an die Bez i rke . R u n d s c h r e i b e n des Sekretariates des Z K der K P D v o m 12. 2 . 

1931 , in: Weber, General l inie , S. 3 9 3 f. 
2 0 D a s Volksbegehren war von 5 ,9 Mi l l ionen Wahlberecht igten gezeichnet w o r d e n , das w a -

ren nur 7 0 0 0 0 0 m e h r als das erforderl iche Q u o r u m von 2 0 P r o z e n t der Wahlberecht igten . 
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die K P D nicht doch am Volksentscheid beteiligen sollte, um somit die preußische 
Regierung zu stürzen. Bei einer erneuten Befragung der Bezirkssekretäre im Mai 
1931 waren aber wieder alle Befragten dagegen, die Regierung Braun gemein-
schaftlich mit dem R e c h t s b l o c k zu stürzen. 2 1 

Dass der K P D allerdings immer noch am Sturz der Regierung Braun gelegen 
war, demonstr ierte sie am 9. Jul i , als die A b s t i m m u n g über das Volksbegehren im 
Preußischen Landtag anstand und sie (schon im Widerspruch zu ihrer bisherigen 
Enthal tung in dieser Frage gegenüber der Öffent l ichkei t ) gemeinsam mit den 
Rechtsparteien für die Auflösung des Landtages st immte. Mit den St immen der 
Regierungskoal i t ion wurde das Volksbegehren erwartungsgemäß abgelehnt, wo-
rauf die Regierung den 9. August als Tag des Volksentscheides festlegte.2 2 

2. Ein innerparteilicher Schachzug mit Folgen 

Wenige Tage nach dieser A b s t i m m u n g im Landtag brach am 13. Juli die Danat -
bank zusammen; weitere Bankenzusammenbrüche , eine panikartige Kapitalflucht 
in das Ausland und somit der Kollaps des gesamten Kreditwesens schienen mög-
lich. Im ganzen Reich begann ein Sturm auf Banken und Sparkassen, von denen 
die Menschen ihre Einlagen abheben wollten. D a m i t erlebte die seit Wochen 
schwelende Währungs- und Wirtschaftskrise einen dramatischen H ö h e p u n k t . 2 3 

Schon zuvor hatten sich selbst in der S P D die Zweifel verstärkt, o b der „Patient" 
Kapital ismus noch zu heilen sei . 2 4 N u n erblickte N e u m a n n in dieser akuten Krise 
die Gelegenheit , dem Kapitalismus den Todesstoß zu versetzen: E r ging davon 
aus, dass sich aufgrund der allgemeinen Verunsicherung immer mehr Menschen 
den Sturz des gegenwärtigen Systems wünschten und daher die Chancen für den 
Erfolg des Volksentscheides aufgrund der Finanzkrise entscheidend gestiegen wa-
ren. Wicht ig war es nun aus seiner Sicht, den Rechtsparteien das T h e m a aus der 
H a n d zu nehmen, damit nicht sie, sondern die K P D von den anschließenden N e u -
wahlen profitierte. Späteren Aussagen Remmeles zufolge erschien N e u m a n n nach 
den Bankenzusammenbrüchen in dessen B ü r o und erklärte: „Ich glaube es ist 
falsch, wenn wir uns am Volksentscheid nicht beteiligen, wir müssen uns beteili-

D i e beteil igten Rechtsparte ien hatten in Preußen bei den Reichstagswahlen am 14. 9. 1930 
aber noch 9,5 Mi l l ionen S t i m m e n erhalten. F ü r den Er fo lg bei einer Volksabs t immung 
mussten sich 5 0 P r o z e n t der Wahlberecht igten (ca. 13,2 Mi l l ionen) beteiligen und von die-
sen wiederum mindestens 50 P r o z e n t mit J a s t immen. D a G e g n e r der Volksabs t immung 
diese b o y k o t t i e r e n würden, war ein Z u s a m m e n g e h e n von Rechtsparte ien und K P D - A n -
hängern für einen Er fo lg notwendig . Vgl. dazu: Bracher, Auf lösung, S. 386 . 

2 1 N o t i z e n von Wi lhe lm Pieck über die Entscheidungsf indung zur Tei lnahme am Volksent-
scheid, o . D . (nach dem 9. 8. 1931, mögl icherweise erst F r ü h j a h r 1932), R G A S P I 4 9 5 / 2 8 / 
289 : 39 f . , hier: 39. P ieck hat diese N o t i z e n offensicht l ich angefertigt, um sich selbst über 
den kompl iz ier ten Ablauf Klarheit zu verschaffen. 

2 2 Vgl . Berghahn, Stahlhelm, S. 1 5 6 - 1 5 8 . 
2 3 Vgl . Winkler , Weg in die Katastrophe, S. 368. 
2 4 Vgl. ebenda, S. 3 2 4 - 3 2 6 über den Leipziger Parteitag der S P D vom 31. 5 . - 5 . 6. 1931 und 

das dort von Fr i tz T a r n o w gehaltene Referat . 
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gen und den Volksentscheid zu einem roten machen." Gemeinsam gingen sie zu 
Thälmann, doch dieser lehnte Remmele zufolge einen solchen Kurswechsel ab: 
„Es ist unmöglich, wenn wir das machen, ist die Einheitsfront für lange Zeit un-
möglich."2 5 Angesichts des plötzlichen Vorstoßes Neumanns in dieser schon so 
häufig diskutierten Frage vermutete der deutsche Parteivorsitzende, dass sein in-
nerparteilicher Konkurrent nicht von allein auf die Idee gekommen sei, wie er der 
Kominternführung einige Monate später freimütig in Moskau erzählte: 

„Was war das für eine Überraschung für uns, als Neumann plötzlich zu Genossen der Füh-
rung und des Sekretariates kommt mit der Frage: Wir müssen uns mit dem Volksentscheid 
beschäftigen. Ich hatte den Eindruck, was ich nicht verhehlt habe, dass er von hier [aus Mos-
kau] informiert war. Man kann anders nicht in 24 Stunden, wo man vorher keine andere Linie 
hatte, eine solche radikale Schwankung durchführen, wenn nicht bestimmte Voraussetzun-
gen dafür vorhanden sind."2 6 

Thälmanns Verdacht ist verständlich, wenn man sich vergegenwärtigt, welche 
Rolle Neumann bislang gespielt hatte, wenn es darum ging, Moskauer Vorstellun-
gen in die K P D zu tragen: Vermutlich erinnerte sich der Parteivorsitzende noch 
gut daran, wie Neumann im Sommer 1930 von seinem Russlandaufenthalt mit 
dem Auftrag zurückgekehrt war, Stalins Konzept des Nationalpopulismus in der 
K P D durchzusetzen. 

Da Neumann aber nicht im Auftrage Moskaus handelte, sah Thälmann zu-
nächst keinen Anlass, von seiner Position abzuweichen. Stattdessen einigte er sich 
schließlich mit Neumann und Remmele darauf, das Politbüro in dieser Frage ent-
scheiden zu lassen. Remmele erklärte später gegenüber der Kominternführung: 
„Wir haben ihm gesagt, Du wirst die Sache vortragen und die Genossen sollen ihre 
Meinung sagen und wenn die Mehrheit dafür ist, werden wir die Sache durchfüh-
ren."2 7 Angesichts der bisherigen Stellungnahmen der Mitglieder des Politbüros 
aus den Bezirken befürchteten Neumann und Remmele aber offensichtlich, dass 
diese für den 17. Juli angesetzte Abstimmung nicht in ihrem Sinne ausfallen 
würde. Deshalb beschlossen sie, die Komintern einzuschalten, mit dem Ziel, eine 
Entscheidung in ihrem Sinne herbeizuführen: Zwei Tage vor der entscheidenden 
Politbürositzung verfassten sie einen Brief an den deutschen Vertreter beim 
E K K I , Wilhelm Pieck, in dem sie sich für die Teilnahme aussprachen und dabei 
den Eindruck erweckten, als sprächen sie im Namen der gesamten Parteiführung. 
Tatsächlich aber verfassten sie den Brief hinter dem Rücken Thälmanns - der sich 
wie so häufig in Hamburg befand28 - und der anderen Mitglieder des Sekretariates 
des Z K der K P D . Pieck wurden somit aus den angeblichen „ganz unverbindlichen 
Vorbesprechungen" der deutschen Parteiführung in der Frage der Volksabstim-
mung nur jene Argumente mitgeteilt, die für eine Beteiligung sprachen. 

2 5 Remmele in der Sitzung der P K vom 10. 4. 1932, R G A S P I 495/4/182a: 2 7 - 5 8 hier: 44 f. 
2 6 Thälmanns Ausführungen in der Sitzung der P K vom 14. 5. 1932, R G A S P I 495/4/188a: 

6 -66 , hier: 27. Bei diesem Text handelt es sich um das von Thälmann selbst korrigierte Ste-
nogramm seiner Stellungnahme. 

2 7 Remmele in der Sitzung der P K vom 10. 4. 1932, R G A S P I 495/4/182a: 2 7 - 5 8 hier: 44f . 
2 8 Vgl. die Notizen von Wilhelm Pieck, o .D. [nach dem 9. 8. 1931], R G A S P I 495/28/289: 

39f. , hier: 39. 
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In dem Brief unterrichteten die beiden Funktionäre Pieck, der Erfolg des Volks-
entscheides sei „nach allen rechnerischen Grundlagen gesichert" und bei den dann 
erfolgenden Neuwahlen bestünden „große Aussichten", dass die K P D dabei „im 
entscheidenden Lande Deutschlands" zur „stärksten Partei" werde, da die Hoch-
burgen der N S D A P alle außerhalb Preußens lägen. Die Niederlage der SPD bei 
diesen Wahlen wurde als so sicher angesehen, dass auf sie in dem Schreiben gar 
nicht explizit eingegangen wurde. Noch wichtiger als diese „statistische Seite", 
hieß es in dem Schreiben weiter, sei „aber die durch Neuwahlen in Preußen ent-
stehende Verschärfung der Gesamtsituation und die Möglichkeit, den preußischen 
Regierungs- und Polizeiapparat, das stärkste Bollwerk der Sozialdemokratie, den 
stärksten Stützpfeiler des Brüning-Regimes zu zertrümmern". 

Zwar hätte der Entschluss zur Teilnahme „wie jeder große politische Schritt 
auch negative Seiten" - es würde sicherlich „ein fürchterliches Geschrei über ,Ein-
heitsfront von Nazis und Kozis ' " einsetzen, aber: „dieses Geschrei hören wir seit 
dem Freiheitsprogramm täglich, ohne dass es die Krise der S P D aufhalten kann." 
Entscheidend seien die „objektiven Tatsachen", die Möglichkeit, noch einmal in 
„einem ,freien' Wahlkampf [ . . . ] unser gewaltiges Wachstum seit dem 14. Septem-
ber zu demonstrieren". Wenn sich die K P D hingegen der Stimme enthalte, gerate 
sie „objektiv" in eine Reihe mit der preußischen Regierung selbst. Dann wurde 
der eigentliche Zweck dieses Briefes an Pieck angesprochen: 

„Wir teilen Dir diese Auffassung zunächst unverbindlich mit und bitten Dich, vorbereitend 
mit den Genossen Manuilskij, Knorin und Pjatnickij darüber zu sprechen, vielleicht auch die 
Meinung der Genossen des [sowjetischen] Politbüros einzuholen, ohne dass eine offizielle 
Beschlussfassung oder Stellungnahme des E K K I erforderlich wäre, bevor die Auffassung un-
seres Pol[it]büros vorliegt." 

Man bitte die Exekutive um die Erlaubnis, so schloss der Brief in einem für Neu-
mann ungewohnt devoten Ton, „den angedeuteten Schritt zu vollziehen". Ohne 
diese Erlaubnis werde die KPD-Führung „selbstverständlich nichts unterneh-
men". 2 9 

Wahrscheinlich erhielt das E K K I diesen „Sekretariatsbrief" am 17. Juli . 3 0 Bevor 
die Kominternfunktionäre aber den vermeintlichen Wunsch der deutschen Partei-
führung billigen konnten, sich am Volksentscheid beteiligen zu dürfen, entschied 
das Politbüro der K P D am gleichen Tage gegen die Teilnahme: Wie verabredet, 
hatte Thälmann „die Sache vorgetragen] in dem Sinne, wie er die Sache auffasst", 
berichtete Remmele später, „und die Bezirkssekretäre, nachdem sie die Meinung 
des Genossen Thälmann hören, schließen sich ihr an".3 1 

2 9 Brief des Sekretariates des Z K der K P D [tatsächlich: Neumann und Remmele] an den 
deutschen Vertreter beim E K K I , Wilhelm Pieck, vom 15. 7. 1931, R G A S P I 495/292/56: 
121 f. 

3 0 Zur Datierung des Einganges siehe unten. 
3 1 Remmele in der Sitzung des PS am 10. 4. 1932, R G A S P I 495/4/182a: 27 -58 , hier: 45. Über-

einstimmend Pieck in seinem Brief an Pjatnickij vom 29. 7. 1931 über seine Gespräche mit 
der deutschen Parteiführung nach seiner Ankunft in Berlin, R G A S P I 495/292/54: 188 f. 
Zum Beschluss selbst siehe das Protokoll des Politbüros der K P D vom 17.7 . 1931, 
S A P M O - B A r c h R Y 1-1 2/3/11: 59. Der kompromissartige Beschluss des Politbüros ver-
deutlicht ein weiteres Mal, dass nur taktische Vorbehalte gegen die Teilnahme bestanden, 
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Neumann sicherte sich nach diesem negativen Votum des Politbüros nach zwei 
Seiten ab, um das eigenmächtige Vorgehen hinter dem Rücken des Parteivorsit-
zenden zu vertuschen: Während er (wie Remmele auch) seine abweichende Mei-
nung in der Politbürositzung für sich behalten hatte, bekannte er nach der Sitzung 
im engsten Führungskreise, er halte den Beschluss gegen die Teilnahme für falsch 
und „werde" einen Brief nach Moskau schreiben.3 2 Damit wollte er vertuschen, 
dass er bereits einen Brief nach Moskau geschickt hatte. A m folgenden Tag tele-
grafierte Neumann dann nach Moskau : „unser brief in abstimmungsfrage gegen-
standslos, da wir uns einstimmig für neinparole entschieden haben stop entspre-
chende schritte daher ueberfluessig. Sekretariat."3 3 

Zunächst sah es nicht so aus, als wenn Neumann mit seinem Vorgehen, auf dem 
U m w e g über Moskau einen Beschluss in seinem Sinne zu erzwingen, Erfo lg ha-
ben würde. Denn zunächst sorgten die widersprüchlichen Mitteilungen aus der 
Berliner Parteizentrale in Moskau nicht nur für Verwirrung, sondern auch für 
einigen Unmut . Die Kominternspitze, die der Arbeit der deutschen Genossen oh-
nehin mit einiger Skepsis gegenüberstand, fühlte sich in ihren Zweifeln über die 
politischen Fähigkeiten der deutschen Parteiführung einmal mehr bestätigt. N o c h 
Monate später erregte sich Pjatnickij darüber, wie dilettantisch die K P D - F ü h r u n g 
gehandelt habe: 

„Wir bekommen einen Brief vom Sekretariat, dass man für die Teilnahme ist; danach erhalten 
wir eine Depesche, dass das ganze Politbüro einstimmig gegen die Teilnahme ist. Das geschah 
innerhalb von zwei Tagen. [.. .] Uns war das ganz unverständlich! Wie kann ein Brief vom 
Sekretariat abgesandt werden: einstimmig angenommen, - und danach ein Beschluss vom 
Pol[it]büro: einstimmig abgelehnt. Die Mitglieder des Sekretariates sind doch gleichzeitig 
Mitglieder des Pol[it]büros. ,,34 

Pieck erhielt den Auftrag, das deutsche Politbüro aufzufordern, der Komintern 
„sofort Informationen über die Gründe seines Beschlusses in der Abst immungs-
frage zu senden und den Beschluss bis zum Eintreffen unserer Antwort nicht zu 
veröffentlichen" , 3 5 

Diese Aufgabe erledigte Pieck noch am gleichen Abend durch ein Telefonat mit 
Leo Flieg. In diesem Gespräch erhielt Flieg aber nicht nur Anweisungen: Er 
erfuhr von Pieck auch, dass in Moskau selbst die „Meinungen geteilt" seien, ob 

die KPD sich aber eigentlich gerne beteiligt hätte: Weiterhin sollte nämlich die „stärkste 
Offensive" gegen die SPD, „vor allem gegen [die] Preußenregierung" geführt werden, 
„wobei der bevorstehende Volksentscheid zur Massenaktion und Massenmobilisierung 
benutzt werden muss, auch wenn wir uns nicht daran beteiligen." Vgl. Bericht des Sekre-
tariates des ZK der K P D vom 19. 7. 1931 über die Sitzung des Politbüros am 17. 7. 1931, 
RGASPI 495/293/117: 20-32, hier: 30 f. 

3 2 Vgl. die Notizen von Wilhelm Pieck, o.D., nach dem 9. 8.1931, RGASPI 495/28/289: 39 f., 
hier: 39. 

3 3 Telegramm des Sekretariates [Neumann] an Pieck vom 18. 7. 1931, RGASPI 495/292/57: 
39. 

3 4 Pjatnickij in der Sitzung der PK vom 10. 4. 1932, RGASPI 495/4/182a: 89-98, hier: 97. 
Tatsächlich stand in dem Brief vom 15. 7. 1931 allerdings nicht explizit, dass bereits eine 
„einstimmige" Meinung bestand, es wurde jedoch dieser Eindruck erweckt. 

35 Protokoll Nr. 157 der PK vom 18. 7. 1931, RGASPI 495/4/123: 1. 
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sich die K P D am Volksentscheid beteiligen solle.36 Vor allem Manuilskij sprach 
sich - offenbar sehr massiv - gegen eine Teilnahme der K P D aus.37 Wie in solchen 
Fällen, in denen die Kominternführung uneinig war, üblich, wurde Stalin um seine 
Stellungnahme gebeten. Wie dessen Entscheidung ausfiel, lässt sich an Piecks 
folgenden Schritten ablesen: In einem zweiten Telefongespräch mit Leo Flieg am 
20. Juli übermittelte Pieck die Entscheidung nach Berlin: Der von der K P D 
getroffene „Beschluss sei falsch", in Moskau habe man sich „einmütig" gegen 
die Stimmenthaltung und für eine Teilnahme am Volksentscheid ausgesprochen. 
Auf die Rückfrage Fliegs, ob in der Komintern „alle dagegen" seien, bestätigte 
Pieck seinen Notizen zufolge ausdrücklich: „ja, auch an anderer Stelle (Stalin) 
(Molotov)". 3 8 

Sicherheitshalber schickte Pieck zusätzlich noch ein Telegramm39 und einen 
umfangreichen Brief von zweieinhalb engbeschriebenen Seiten, in dem er ausführ-
lich begründete, warum sich die Partei nach Meinung der Komintern „unbedingt 
an der Abstimmung beteiligen muss, natürlich für die Auflösung". Um angesichts 
der unklaren Situation sicherzugehen, dass eine Entscheidung im Sinne Stalins er-
folgte, wies Pieck auch in diesem Brief an das Sekretariat der K P D noch einmal 
ausdrücklich darauf hin, dass die Komintern den Entschluss „nach Rücksprache 
mit den führenden Genossen der [russischen] Partei" - also Stalin und Molotov -
gefasst habe. Diesem Hinweis folgte eine deutliche Standpauke für die Genossen 
in Berlin: „Peinlich an der ganzen Angelegenheit ist nur, dass Ihr die Entscheidung 
über diese Frage nicht erst vor die Politkommission der Komintern gebracht habt, 
und dadurch hätte vermieden werden können, dass solche gegensätzlichen Auf-
fassungen zwischen Euch und den russischen Gen[ossen] entstanden. Aber hof-
fentlich ist es Euch doch gelungen zu vermeiden, dass das nach außen hin bemerkt 
wurde."4 0 

Innerhalb der Komintern verstärkte der Vorfall den Eindruck, die KPD-Füh-
rung handele zu eigenmächtig. Wie sehr man der deutschen Parteiführung inzwi-
schen misstraute, zeigt die Tatsache, dass die Politkommission zusätzlich zu 
Piecks informeller Rüge noch eine offizielle Abmahnung nach Berlin schickte. Sie 
beschwerte sich darin, dass sie „in der letzten Zeit ohne regelmäßige Information 
geblieben" sei und sich aufgrund des zeitweiligen Verbotes der Roten Fahne auch 
nicht aus der Parteipresse habe informieren können. Um „solche Fehler" wie in 
der Frage des Volksentscheides zu vermeiden, „wäre es doch besser gewesen, 
wenn wir rechtzeitig über Eure wichtigen Beschlüsse benachrichtigt worden wä-
ren und nicht erst nach der Veröffentlichung derselben". Die KPD wurde daher 

3 6 Notizen Piecks über Telefonat mit Flieg am 18. 7. 1931 um 19.20 Uhr, R G A S P I 495/292/ 
54: 342 f. 

3 7 Vgl. Brief Schwabs (Stellvertreter Piecks als KPD-Vertreter beim E K K I ) an Sekretariat des 
Z K der K P D , R G A S P I 495/292/54: 266f. , hier: 266. 

3 8 Notizen Piecks vom 20. 7. 1931, R G A S P I 495/292/54: 342 f. 
3 9 Telegramm Piecks an das Sekretariat des Z K der K P D vom 20. 7. 1931, R G A S P I 495/292/ 

54: 177. 
4 0 Brief Piecks an das Sekretariat des Z K der K P D vom 20. 7. 1931, R G A S P I 495/292/54: 

180-182, hier: 180. 
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aufgefordert, zukünftig in Abständen von einigen Tagen „und besonders vor und 
nach gewissen politischen Ereignissen oder Aktionen" einen schriftlichen Bericht 
nach Moskau per Luftpost zu schicken, „chiffriert oder chemisiert".41 

3. Reaktionen 

Neumanns riskanter Plan war somit letztlich aufgegangen: Indem er eine Ent-
scheidung auf höchster Ebene provozierte, gelang es ihm, sich gegen den Wider-
stand des Parteivorsitzenden und der Bezirkssekretäre durchzusetzen. Doch wie 
nahmen die Funktionäre der K P D und der übrigen europäischen Sektionen der 
Komintern diese abrupte Kehrtwende auf? Wie wurde der Beschluss, sich nun 
doch am Volksentscheid zu beteiligen, von den Kommunisten empfunden? 

Problematisch ist, dass sich bis heute kaum etwas über die Gedankengänge der 
kommunistischen Kader über derartige Fragen herausfinden lässt. Zumindest für 
den deutschen Parteivorsitzenden spielte jedoch keine Rolle mehr, was er selbst 
für richtig hielt: Entscheidend war für ihn, dass Stalin eine klare Anweisung erteilt 
hatte. Remmeles Darstellung zufolge reagierte Thälmann beinahe ungerührt, als 
er von der Direktive aus Moskau benachrichtigt wurde, die seiner bisherigen Auf-
fassung diametral widersprach: „Thälmann kam, er hörte sich das an und sagte: 
Selbstverständlich, wenn von drüben ein solcher Auftrag kommt, so muss man 
ihn durchführen."4 2 Als einziges Indiz für Thälmanns Unzufriedenheit kann die 
Tatsache gewertet werden, dass er kurz darauf für Wochen nach Hamburg ver-
schwand und die Durchführung der Volksentscheid-Kampagne weitgehend ihren 
Initiatoren überließ.43 

Zuvor trat am 21. Juli aber noch das Sekretariat der K P D zusammen und „be-
schloss" offiziell die Teilnahme am Volksentscheid.44 U m die zu erwartenden 
negativen Reaktionen der SPD-Anhänger auf dieses gemeinsame Vorgehen mit 
den Rechtsparteien abzumildern, versuchte Thälmann den überraschenden Wech-
sel zu verschleiern, indem er ihn mit einem unannehmbaren Ultimatum an die 
preußische Regierung verband: Braun und Severing wurden aufgefordert, binnen 
24 Stunden das Verbot des R F B aufzuheben, andernfalls werde sich die K P D am 
Volksentscheid beteiligen. Pjatnickij lobte dieses Ultimatum später als „die ein-
zige Rettung, es war ein ganz gutes und passendes Manöver".4 5 Zweckoptimis-
tisch behauptete die KPD-Führung wenige Tage später in einem internen Bericht 
für die Komintern, der Volksentscheid-Kampagne sei auf diese Weise „von An-
fang an der selbstständige Stempel aufgedrückt" und die Gefahr vermieden wor-

41 Brief P K an das Sekretariat des E K K I vom 26. 7. 1931, R G A P I 495/4/124: 109. 
« Remmele in der Sitzung der P K vom 10. 4. 1932, R G A S P I 495/4/182a, 27 -58 , hier: 46. 
4 3 Thälmann trat noch am 24. 7. 1931 in Berlin auf. Vgl. Bracher, Auflösung, S. 387. Vermut-

lich ist er unmittelbar nach dieser Veranstaltung nach Hamburg gefahren. 
4 4 Protokoll des Sekretariates des 2 K der K P D vom 21. 7 .1931 , S A P M O - B A r c h R Y 1-12/5/ 

3: 230. 
4 5 Zwischenruf Pjatnickijs zur Stellungnahme Remmeles in der Sitzung der P K vom 10. 4. 

1932, R G A S P I 495/4/182a: 47. 
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den, dass die Partei für die Ö f f e n t l i c h k e i t „in die G e f o l g s c h a f t v o n H i t l e r - H u g e n -
b e r g " gerate . 4 6 

Sever ings a b l e h n e n d e A n t w o r t , die n o c h v o r A b l a u f der 2 4 S tunden er fo lgte , 
hat te das Sekretar iat der K P D einkalkul ier t : D a s U l t i m a t u m sei „ n a t u r g e m ä ß " sei-
tens der preußischen R e g i e r u n g abgelehnt w o r d e n , w u r d e M o s k a u unterr i ch te t . 4 7 

D i e Parte ispi tze hat te daher berei ts v o r dem E i n t r e f f e n der A n t w o r t für den Vor -
mit tag des fo lgenden Tages S i tzungen des P o l i t b ü r o s , des Z K der K P D und 
schl ießl ich eine P a r t e i a r b e i t e r k o n f e r e n z aus Z K - M i t g l i e d e r n und R e d a k t e u r e n 
angesetzt . D i e s e G r e m i e n tagten an diesem 22 . Ju l i nun im S t u n d e n a b s t a n d und 
n ick ten jewei ls „ e i n s t i m m i g " die E n t s c h e i d u n g z u r T e i l n a h m e am Volksentsche id 
a b . 4 8 Ze i tg le ich erlitt die Partei j e d o c h eine g r o ß e B l a m a g e , weil sie ihre e igenen 
R e d a k t e u r e nicht v o n dem U l t i m a t u m an die p r e u ß i s c h e R e g i e r u n g und dem be-
v o r s t e h e n d e n K u r s w e c h s e l unterr i chte t hatte : N o c h am M o r g e n des 2 2 . J u l i - also 
k u r z v o r der S i tzung mit den R e d a k t e u r e n der Par te ib lä t ter - veröf fent l i chte das 
k o m m u n i s t i s c h e Ruhrecko e inen g r o ß e n Lei tar t ike l , in d e m ausführl ich b e g r ü n -
det w u r d e , w a r u m es falsch sei, am Volksentsche id t e i l z u n e h m e n . 

M o s k a u w u r d e am Tag nach d e m S i t z u n g s m a r a t h o n telegraf isch mitgetei l t , die 
„ A n g e l e g e n h e i t " mit dem Volksentsche id sei „in z u s t i m m e n d e r Weise er ledigt" 
w o r d e n . 4 9 D e n n o c h w a r die K o m i n t e r n f ü h r u n g mit der K P D unzufr ieden : In A n -
spielung darauf, dass sich die deutschen F u n k t i o n ä r e w ä h r e n d der ungel iebten 
s o m m e r l i c h e n A n t i k r i e g s k a m p a g n e n am l iebsten an der O s t s e e aufhiel ten, w u r d e 
die K P D - S p i t z e durch P i e c k e r m a h n t , „alle G e n f o s s e n ] v o m U r l a u b z u r ü c k z u r u -
fen und die Parte i auf das s tärkste zu m o b i l i s i e r e n " . 5 0 A n g e s i c h t s des nun n o t w e n -
digen Drahtse i lak tes - einerseits für den Volksentsche id e inzutre ten und sich an-
dererseits gle ichzeit ig von dessen rechten In i t ia toren zu dis tanzieren - waren alle 
K r ä f t e der Parte i v o n n ö t e n . 

G e g e n die K e h r t w e n d e w u r d e von der F u n k t i o n ä r s e l i t e so gut wie kein o f fener 
W i d e r s t a n d geleistet. E i n z i g der Le i te r der K P D - A g i t p r o p a b t e i l u n g L e n z teilte 
der Par te i führung nach der Z K - T a g u n g schr i f t l i ch mit , dass er die P r o p a g a n d a für 
die Bete i l igung „nicht d u r c h f ü h r e n k ö n n e , da diese A k t i o n falsch sei und er nichts 

4 6 Bericht des ZK der K P D [wahrscheinlich Werner Hirsch] über „Die Plenartagung des 
Zentralkomitees der K P D vom Mittwoch, den 22. Juli [1931]" vom 25. 7. 1931, RGASPI 
495/293/117: 38-41, hier: 38 f. 

4 7 Ebenda. 
4 8 Vgl. Protokoll der Sitzung des Politbüros der K P D vom 22. 7. 1931, SAPMO-BArch RY 

1-1 2/3/11: 63, Protokoll der Sitzung des ZK der K P D vom 22. 7. 1931, SAPMO-BArch 
RY 1-1 2/1/81, sowie den Bericht des ZK der K P D über die ZK-Tagung am 22. 7. 1931 
vom 25. 7. 1931, RGASPI 495/293/117: 38-11, hier: 38. Insofern lässt sich die Verwirrung 
lösen, die die Angaben der Geschichte der Arbeiterbewegung verursacht hat, dass Polit-
büro und ZK nach dem Ultimatum für die Teilnahme am Volksentscheid stimmten (vgl. 
z .B. Weingartner, Stalin und der Aufstieg Hitlers, S. 87), da der eigentliche „Beschluss" 
vom Sekretariat des ZK der K P D bereits am 21. Juli gefasst wurde. 

4 9 Telegramm des Sekretariates des ZK der K P D an das E K K I vom 23. 7. 1931, RGASPI 
495/292/41: 38. 

5 0 Brief Piecks an das Sekretariat des ZK der K P D vom 23. 7. 1931, RGASPI 485/292/54: 73. 
Vgl. das entsprechende Protokoll Nr. 158 der PK vom 23. 7. 1931, RGASPI 495/4/123: 4. 
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mit ihr zu tun haben wol le" . 5 1 Charakteristisch für die Reaktionen der meisten 
Spitzenkader auf die Wende vom 21 .122. Juli war dagegen, dass sich nun viele Spit-
zenkader gegenüber Moskau zu der Erklärung genötigt sahen, die neue Linie 
eigentlich schon immer vertreten zu haben. Bezeichnend ist hier vor allem die 
Haltung von Dimitrov, dem Chef des Westeuropäischen Büros der Komintern: E r 
war zwar wütend, dass er wie üblich vom deutschen Pol i tbüro übergangen wor-
den war, und beschwerte sich in Moskau über die Tatsache, dass das Z K „seinen 
Kurs sozusagen über Nacht geändert und in 24 Stunden eine ganz entgegenge-
setzte Position in dieser wichtigen Frage e ingenommen" habe. D o c h gewisserma-
ßen im gleichen Atemzug beeilte er sich, der Komintern zu versichern, dass es 
natürlich besser sei, „lieber spät als nie einen richtigen Beschluss zu fassen" . 5 2 

D e r vorsichtige Pieck hatte sich zu diesem Zeitpunkt schon längst gegen mög-
liche Krit ik an seiner Person abgesichert. Mit dem Bewusstsein, dass Stalin Posi-
tion bezogen hatte, teilte er der K P D - S p i t z e bereits in seinem Brief vom 20. Jul i 
aus Moskau mit, dass er „eigentlich froh war" , als er den Sekretariatsbrief bekom-
men habe, in dem eine Mehrheit für die Teilnahme am Volksentscheid in Aussicht 
gestellt wurde, und tat damit so, als sei er selbst schon immer Befürworter einer 
Teilnahme am Volksentscheid gewesen. 5 3 Nachdem er zur Unterstützung der 
Volksentscheid-Kampagne von der Komintern nach Berlin delegiert worden war, 
bemühte er sich von dort aus, den Moskauer Funktionären zu suggerieren, dass 
auch die Mitglieder der deutschen Parteiführung so gedacht hätten: In einem Brief 
an Pjatnicki j schrieb er, dass die Genossen mit ihrer ursprünglichen Entscheidung 
vom 17. Juli gegen die Teilnahme eigentlich „innerlich selbst nicht zufrieden" ge-
wesen seien. Die Telefonate mit Moskau hätten daher „sofort einen völligen U m -
schwung der Stimmung herbeigeführt" : Nachdem Thälmann am 22. Juli vor dem 
Z K für die Beteiligung plädiert habe, „kam eine völlige innere Ubereinst immung 
mit diesem Vorschlag zum Vorschein" . D e r Parteivorsitzende sei froh gewesen, 
den „Ausweg zu finden, durch das Z K diesen Beschluss zu korrigieren". 5 4 Das 
war sehr schön formuliert, hatte nur mit der Realität nicht viel gemein, schließlich 
hatte sich die Parteielite im Laufe des Jahres 1931 dreimal gegen eine Teilnahme 
am Volksentscheid ausgesprochen. D o c h nun galt es, das revolutionäre R e n o m -
mee der deutschen Kommunisten wiederherzustellen und ihren „Fehler" verges-
sen zu machen. 

Die deutsche Parteiführung bemühte sich daher, gegenüber der Komintern den 
Eindruck zu erwecken, dass auch die Basis der plötzlichen Kehrtwende geradezu 
entgegengefiebert habe. In einem für Moskau bestimmten Bericht hieß es, dank 
des Beschlusses des Z K für die Teilnahme bestehe nun eine „vollständige und um-

51 „Herzen" [d.i. Hermann Remmele] „An die Kommission zur Untersuchung der Frak-
tionsarbeit in der KPD" vom 2. 8. 1933, SAPMO-BArch RY 5-1 6/3/469: 10-27, hier: 26. 

5 2 Brief „Helmuths" [d.i. Dimitrov] an die PK vom 31. 7.1931, RGASPI499/1/33: 83f. Her-
vorhebungen im Original. 

53 Brief Piecks an das Sekretariat des ZK der KPD vom 20. 7. 1931, RGASPI 485/292/54: 
180-182, hier: 180 f. 

5 4 Brief Piecks an Pjatnickij vom 29. 7. 1931, RGASPI 495/292/54: 188f. Die Anrede ist aus-
geschnitten worden. Der Adressat ergibt sich aus dem Brief Piecks an Smoljanskij vom 
1. 8. 1931, RGASPI 495/28/88: 14f. 
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fassende Einmütigkei t der Parte i " . D u r c h die Volksentscheid-Kampagne sei der 
Widerspruch „zwischen der allgemeinen, täglich sich radikalisierenden Mas-
senst immung und der Aktivität der Partei" rasch überwunden worden. 5 5 Pieck 
hatte in einem Br ie f an die K P D - F ü h r u n g am 20. Juli noch die Befürchtung ge-
äußert, „dass unter Umständen doch nicht die 13 Mil l ionen St immen herauskom-
men und die N e u w a h l des Landtages nicht erfolgt" , womit die K P D „um den 
eigentlichen E f f e k t " der Teilnahme am Volksentscheid gebracht würde . 5 6 N a c h 
seiner Ankunf t in Berl in warf er seine Bedenken endgültig über Bord , um keine 
Angriffsf läche zu bieten und begeisterte sich nun über die Auswirkungen der 
M o s k a u e r Direktive: D e r Beschluss zur Tei lnahme am Volksentscheid habe 
„überall in der Arbeiterschaft die stärkste Begeisterung ausgelöst" , berichtete er in 
einem Brief an Pjatnicki j . N u r „vereinzelte S t i m m e n " gegen den Beschluss seien 
hörbar - überwiegend habe der Beschluss innerhalb der Partei „wie eine befrei-
ende Tat [ . . . ] gegenüber der bisherigen nahezu kampflosen Si tuat ion" gewirkt. 
D i e heikle Frage, wie sich die rot -braune Aktionseinheit jenseits der eigenen Mit -
gliedschaft auswirken werde, spielte er herunter: Es sei „schon heute so ziemlich 
sicher, dass die S P D - A r b e i t e r durch diesen Beschluss der Partei nicht in dem 
M a ß e abgestoßen wurden, als man das befürchtet h a t " . 5 7 

A u c h Dimi t rov bemühte sich, der M o s k a u e r Zentrale gegenüber seine Zuver-
sicht zu demonstrieren, indem er versuchte, die „negativen M o m e n t e " wie den 
„Schein eines Z u s a m m e n g e h e n s ' mit der faschistischen n a t i o n a l e n O p p o s i t i o n ' " 
herunterzuspielen: E r wagte die Prognose, der Beschluss zur Teilnahme werde 
„große positive Resultate" bringen, und gab sich überzeugt, dass die Kampagne 
die „weitere Erschütterung der Posi t ionen der Sozia ldemokrat ie" beschleunigen 
werde. U b e r negative Reakt ionen seitens der kommunist ischen Basis machte sich 
D i m i t r o v keine Sorgen. E r machte glauben, dass „die Parteimassen im allgemeinen 
Verständnis haben für die Änderung des K u r s e s " . 5 8 

All diese wortreichen Erklärungen waren absurd in ihrer offensichtl ichen Wi-
dersinnigkeit - hatte die mehrfache Ablehnung der Teilnahme doch demonstr iert , 
dass sich auch die Mehrhei t der deutschen Parteielite bewusst war, dass sich die 
K P D mit ihrer Akt ion selbst ein Bein stellte. Wie stark es unter der Ober f läche ru-
morte , zeigte sich im parteiinternen Briefverkehr, der vom eigenen Nachr ichten-
dienst überwacht und nach Moskau weitergeleitet wurde. In einigen Schreiben 
von Partei funktionären wurde die Teilnahme am Volksentscheid als „ein sehr ver-

5 5 Ber icht des Z K der K P D über die Z K - T a g u n g am 22. 7. 1931 v o m 25. 7. 1931, R G A S P I 
4 9 5 / 2 9 3 / 1 1 7 : 3 8 ^ 1 , hier: 38. 

5 6 Br ie f Piecks an das Sekretariat des Z K der K P D v o m 20. 7. 1931, R G A S P I 4 9 5 / 2 9 2 / 5 4 : 
1 8 0 - 1 8 2 , hier: 181. 

5 7 Br ie f Piecks an P ja tnicki j vom 29. 7. 1931, R G A S P I 4 9 5 / 2 9 2 / 5 4 : 188f . , hier: 188. Schon 
zuvor hatte er erklärt , der „arbeiterfeindliche und konterrevolut ionäre C h a r a k t e r der 
Preußenreg ierung" sei offensicht l ich genug, „dass es uns nicht allzu viel M ü h e kosten 
wird, den Arbei tern verständlich zu machen, dass ihr Sturz von den K o m m u n i s t e n unbe-
dingt herbeigeführt werden m u s s " . Br ie f Piecks an das Sekretariat des Z K der K P D v o m 
20. 7. 1931, R G A S P I 4 9 5 / 2 9 2 / 5 4 : 1 8 0 - 1 8 2 , hier: 181. 

5 8 Br ie f „ H e l m u t h s " [d.i . D i m i t r o v ] an die P K v o m 31. 7. 1931, R G A S P I 4 9 9 / 1 / 3 3 : 83f . , 
hier: 83. 



216 VI. Der „wiederentdeckte" Hauptgegner 

hängnisvoller Beschluss" bezeichnet, der dazu beitrage, dass die KPD sich immer 
weiter isoliere: „Einige Genossen hoffen auf das Eingreifen der K[ommunisti-
schen] Internationale]. . ."59 

Der politische Kurswechsel der KPD hin zu einer De-facto-Kooperation mit 
den Nationalsozialisten schlug auch bei den anderen europäischen Sektionen der 
Kommunistischen Internationale hohe Wellen. Wie zu erwarten, sorgte der Al-
leingang der KPD für einigen Unmut, da er deren innenpolitischen Gegnern Mu-
nition lieferte. Selbst Dimitrov konstatierte, dass die europäischen Bruderparteien 
aufgrund der abrupten Wende der KPD „in große Verlegenheit" geraten seien.60 

Insbesondere der Kommunistischen Partei Österreichs fiel es schwer, das Vorge-
hen ihrer deutschen Schwesterpartei zu rechtfertigen. „Herta", die Instrukteurin 
bei der KPO, kritisierte zwei Tage nach der Abstimmung am 9. August, dass die 
Partei im Vorfeld des Volksentscheides nur noch „sehr wenig zur Aufklärung un-
serer Mitglieder" hätte leisten können, die nun zudem ratlos den heftigen Atta-
cken der SPO ausgesetzt seien: „Unsere Genossen aus den Betrieben kommen 
direkt ins Sekretariat [und fragen], was sollen wir den Sozialdemokraten nur ant-
worten, sie begrüßen uns mit Heil Hitler usw."61 Eine Umfrage des EKKI unter 
den Parteivertretern in Moskau über die Auswirkungen der Teilnahme der KPD 
am Volksentscheid zeigte, dass dies die überwiegende Stimmung in ganz Europa 
war - die Ausnahmen waren lediglich Frankreich, wo die Bevölkerung laut dem 
KPF-Vertreter „nicht sehr berührt" von den Ereignissen in Deutschland gewesen 
sei, und die Niederlande, wo der Volksentscheid die allgemeine Erwartung ge-
weckt habe, „es würde schon einen Umsturz in Deutschland geben".62 

Im Gegensatz zu den nach Moskau übermittelten optimistischen Prognosen 
machte sich die deutsche Parteiführung nur wenig Illusionen über das zu erwar-
tende Ergebnis des Volksentscheides. Leo Flieg rechnete im Auftrag Thälmanns 
Anfang August nochmals nach, welche Aussichten auf einen Erfolg bestanden, 
den Neumann in seiner früheren Prognose unter dem Eindruck der akuten Fi-
nanzkrise bereits für „rechnerisch gesichert" erklärt hatte, und kam zu einer weit-
aus pessimistischeren Einschätzung. Für einen Erfolg, so stellte Flieg in seinem 
Geheimbericht fest, seien 13,2 Millionen (Ja-) Stimmen notwendig. Zwar sei „ein 
Überraschungserfolg [...] angesichts der allgemeinen Gärung, nicht völlig ausge-
schlossen", da aber die am Volksentscheid beteiligten Parteien bei der letzten 
Reichstagswahl in Preußen zusammen nur 12,5 Millionen Stimmen bekommen 
hätten, könne man „nicht damit rechnen". Realistisch sei ein Ergebnis von ledig-

59 Abschrift eines Briefes eines unbekannten KPD-Funktionärs von Ende Juli 1931, 
SAPMO-BArch RY 5-1 6/3/371: 6f. Am Rande ist auf Russisch handschriftlich notiert: 
,,Gen[osse] Kuusinen hat [diesen Brief] gelesen. 7. VIII. [19]31." Vgl. auch die Abschrift 
eines weiteren kritischen Schreibens zu diesem Thema vom 2. 8. 1931, SAPMO-BArch 
RY 5-1 6/3/371: 8 f. 

ω Brief „Helmut" [d.i. Dimitrov] an die PK vom 31. 7. 1931, RGASPI 499/1/33: 83f„ hier: 
84. 

61 Brief „Hertas" an Knorin vom 11. 8. 1931, RGASPI 495/80/306: 33-35, hier: 34. 
62 Bericht für das PS „Tätigkeit der Parteien inbezug auf die Ereignisse in Deutschland" vom 

6. 9. 1931, RGASPI 495/3/287: 327f. 



3. Reaktionen 2 1 7 

lieh 1 1 - 1 2 M i l l i o n e n S t i m m e n . 6 3 D i e K P D - F ü h r u n g hatte ihre E r w a r t u n g e n mi t t -
lerweile bereits auf ein M i n d e s t m a ß reduziert . D i e H o f f n u n g e n r ichte ten sich nun 
n icht m e h r auf e inen baldigen S taa tsumsturz , v o n d e m N e u m a n n geträumt hatte, 
und n o c h nicht e inmal auf den G e w i n n neuer Anhänger , s o n d e r n lediglich darauf , 
dass die Partei an „ innerer F e s t i g k e i t " gewinnen m ö g e . 6 4 

D a s E r g e b n i s des Volksentsche ides am 9. A u g u s t sol l te allerdings selbst diese 
besche idenen H o f f n u n g e n ent täuschen : M i t k n a p p 9 ,8 M i l l i o n e n abgegebenen J a -
S t i m m e n verfehl ten die In i t ia toren das Q u o r u m n o c h deutl icher, als von Fl ieg 
b e f ü r c h t e t w o r d e n war. D i e s o z i a l d e m o k r a t i s c h e Presse schr ieb nur leicht ü b e r -
t re ibend v o n e inem „ G e n e r a l s t r e i k der K P D - W ä h l e r " . 6 5 Tatsächl ich hatten die 
Par te ien des Volksentsche ides in den k o m m u n i s t i s c h e n H o c h b u r g e n in B e r l i n -
W e d d i n g und Fr iedr i chsha in zusammen weniger S t i m m e n erziel t , als die K P D bei 
der R e i c h s t a g s w a h l v o n 1930 allein erre icht hatte 6 6 E i n e interne A n a l y s e der K P D 
zeigte deut l ich, dass es ihr o f fens icht l i ch n icht e inmal gelungen war, den harten 
K e r n der k o m m u n i s t i s c h e n A n h ä n g e r s c h a f t zu m o b i l i s i e r e n . 6 7 D e r U n w i l l e der 
meisten K o m m u n i s t e n , g e m e i n s a m mit der N S D A P gegen die S P D v o r z u g e h e n , 
ließ erstmals A n z e i c h e n für die e igenwil l igen ant i faschis t ischen T e n d e n z e n an der 
K P D - B a s i s aufsche inen . D i e s e stellte die „ S o z i a l f a s c h i s m u s " - D o k t r i n angesichts 
der nat ionalsozia l i s t i schen H e r a u s f o r d e r u n g z u n e h m e n d infrage und bere i te te 
den S p i t z e n f u n k t i o n ä r e n in B e r l i n und v o r allem M o s k a u seit d e m H e r b s t 1931 
z u n e h m e n d Sorge . 

E i n Sieg der D e m o k r a t i e w a r der 9. A u g u s t 1931 g l e i c h w o h l nicht . D i e G e g n e r 
der R e p u b l i k hat ten sich nur ze i tweise gegenseit ig b l o c k i e r t . G a n z zutref fend 
hat te P i e c k k u r z v o r der A b s t i m m u n g festgestel l t , dass sich das ursprüngl ich 
„ g r o ß e I n t e r e s s e " der R e c h t s p a r t e i e n für den Volksentsche id „merkl i ch abge-
s c h w ä c h t " habe , seit die K o m m u n i s t e n zu ihrem „ R o t e n V o l k s e n t s c h e i d " aufrie-
f e n 6 8 , den die K o m m u n i s t e n wie einen W a r e n n a m e n demonst ra t iv mit zwei G r o ß -
b u c h s t a b e n schr ieben . E i n e L a n d t a g s w a h l o h n e „ K o a l i t i o n s z w a n g " hät te daher 
s c h o n damals zu einer „negativen M e h r h e i t " geführt , so wie sie sich bereits im 

6 3 Bericht Fliegs über „Die Aussichten des Volksentscheides und ihre Beurteilung durch das 
ZK der K P D " vom 5. 8. 1931, RGASPI 495/293/117: 55f. Die Autorenschaft Fliegs ergibt 
sich aus der Aussage Thälmanns vor der PK am 14. 5. 1932 über diesen Bericht, RGASPI 
495/4/188a: 28. Nach dem Scheitern des Volksentscheides bemerkte das Sekretariat des 
ZK der K P D am 11. 8. 1931, dass es aufgrund der Repressionsmaßnahmen der Regierung 
„von vorneherein klar" war, dass das notwendige Quorum nicht erreicht werden würde. 
Vgl. „Beschluss des Sekretariates des Zentralkomitees über das Ergebnis des Roten Volks-
entscheides" vom 11. 8. 1931, RGASPI 495/4/128: 37-11, hier: 37. 

6 4 „Die Aussichten des Volksentscheides und ihre Beurteilung durch das ZK der K P D " vom 
5. 8. 1931, RGASPI 495/293/117: 55 f. 

6 5 Zitiert nach: Winkler, Weg in die Katastrophe, S. 390. 
6 6 Vgl. Schulthess' Europäischer Geschichtskalender, 72. Bd. (1931), München 1932, S. 178 f. 

(Gesamtergebnis); Winkler, Weg in die Katastrophe, S. 390 (Ergebnisse in Wedding und 
Friedrichshain). 

6 7 Vgl. den Bericht über „Die Ergebnisse des Volksentscheides im Verhältnis zu den Ergeb-
nissen der Reichstagswahlen September 1930", RGASPI 495/28/289: 451. 

6 8 Brief Piecks an Smoljanskij vom 1. 8. 1931, RGASPI 495/28/88: 14f. 
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September 1930 bei der Reichstagswahl ergeben hatte und wie sie dann im April 
1932 das Ergebnis der regulären preußischen Landtagswahl war. 

Trotz des offensichtlichen Misserfolges verschickte die KPD-Führung weiter 
die gewohnten Erfolgsmeldungen an die Komintern. So schrieb Leo Flieg Mitte 
August an den mittlerweile wieder nach Moskau zurückgekehrten Pieck, die 
Stimmung der Partei in den Bezirken sei teilweise „jetzt sogar noch besser als vor 
der Abstimmung".6 9 Auch Heinz Neumann vermochte der gescheiterten Kampa-
gne noch positive Aspekte abzugewinnen: Die Regierungen von Reich und Preu-
ßen sowie die Polizei, tönte er in einem Bericht nach Moskau, hätten nach dem 
Volksentscheid „die Hosen voll".70 In ihrer für die Komintern bestimmten Reso-
lution verzichtete die KPD-Spitze ebenfalls darauf, ihr Scheitern einzugestehen 
und schwadronierte stattdessen über den „großen Erfolg des revolutionären Pro-
letariates", der „eine weitere Erschütterung des kapitalistischen Machtsystems" 
verursachen werde. 

Es bedurfte allerdings einiger rhetorischer Verrenkungen, um die großzügig auf 
eine Zahl von zehn Millionen aufgerundeten Stimmen für den Volksentscheid als 
„revolutionäre Massenmobilisierung" zu verklären, durch die es der K P D gelun-
gen sei, „einen tiefen Einbruch [...] in die Anhängermassen der faschistischen Par-
teien" zu erzielen, und die es als nicht so tragisch erscheinen ließ, dass die „formell 
durch die bürgerliche Verfassung erforderte Stimmenzahl" nicht erreicht worden 
sei.71 

Dieser angesichts des mageren Ergebnisses völlig unangebrachte Optimismus 
der KPD-Spitze schien selbst der an derlei substanzlose Erfolgsmeldungen ge-
wöhnten Kominternführung offensichtlich übertrieben. Als sie sich Mitte August 
selbst mit der „Lage in Deutschland" befasste, sah sie sich daher gezwungen, die 
deutschen Kommunisten zu einer realistischeren Analyse des Abstimmungs-
ergebnisses zu drängen: Der K P D wurde mitgeteilt, dass sie die zehn Millionen 
abgegebenen Stimmen nicht als einen „einheitlichen politischen Faktor" betrach-
ten dürfe: schließlich müsse man bei einem großen Teil der Abstimmenden doch 
annehmen, „dass sie aus anderen politischen Beweggründen und auch mit anderen 
politischen Zielen am Volksentscheid teilgenommen haben, als der von uns beein-
flusste Teil".72 Einen völligen Misserfolg sahen die Moskauer Funktionäre in der 
Kampagne dennoch nicht - schließlich sei es der K P D gelungen, den „parlamen-
tarischen Illusionen in der Arbeiterklasse" einen ernsthaften Schlag zu verset-
zen.73 

69 Brief Fliegs an Pieck vom 15. 8. 1931, RGASPI 495/292/56: 151. 
70 Brief „Max'" [d.i. Neumann] an Pieck vom 15. 8. 1931, RGASPI 495/292/56: 152. 
71 „Beschluss des Sekretariates des Zentralkomitees über das Ergebnis des Roten Volksent-

scheides" vom 11. 8. 1931, RGASPI 495/4/128: 37-41. Hervorhebungen im Original. 
72 Brief Piecks an das Sekretariat des ZK der KPD vom 20. 8. 1931, RGASPI 495/292/54: 

236-241, hier: 236. 
73 Resolution des Politsekretariates zum Ausgang des Volksentscheides vom 18.9. 1931, 

RGASPI 495/3/284: 371-379. In russischer Ubersetzung wurde dieser Text bereits veröf-
fentlicht. Vgl. Gincberg, „Politsekretariat IKKI trebuet", S. 148-174, hier: S. 159-162. Der 
Auftrag für das MELS des EKKI, eine solche Resolution zu entwerfen, wurde von der PK 
am 17. 8. 1931 erteilt. Vgl. das Protokoll der PK Nr. 166, RGASPI 495/4/128: 1. 
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4. Außenpolitik oder Revolutionserwartung? 

Was lässt sich nun aus dieser chaotischen Entscheidungsfindung über die Ziele 
ablesen, die die deutschen und sowjetischen Kommunisten verfolgten? Was be-
zweckte Neumann mit seiner „Intrige"? Welche Erwartungen verband die K o m -
internführung mit dem Volksentscheid? Und: Wie war Stalins Entscheidung für 
die Teilnahme der K P D am Volksentscheid zu bewerten? 

Wenden wir uns zunächst noch einmal den möglichen außenpolitischen Mot i -
ven für diese Entscheidung zu. Als Beleg für eine solche Motivation hat die bishe-
rige Forschung die deutsch-französischen Regierungskonsultationen gesehen, die 
Mitte Juli , also just zu der Zeit, als in Moskau über die Frage der Teilnahme am 
Volksentscheid beraten wurde, stattfanden. Die Pravda wertete Brünings Reise 
nach Paris am 18. Juli und die anschließende Teilnahme des Reichskanzlers auf der 
Londoner Siebenmächte-Konferenz, auf der über ein einjähriges Schuldenmora-
torium für Deutschland beraten wurde, als ein Anzeichen für die „Unterwerfung 
Deutschlands unter den französischen Imperialismus, die Einbeziehung Deutsch-
lands unter den französischen Imperialismus". 7 4 Aus solchen Stellungnahmen 
wurde gefolgert, dass Moskau die nationalistische Stimmung in Deutschland 
durch die Teilnahme der K P D am Volksentscheid anheizen und konkret die pro-
westliche S P D als die damalige parlamentarische Hauptstütze der Reichsregie-
rung treffen wollte, um Brüning zu einer härteren Haltung gegenüber Frankreich 
zu zwingen.7 5 

Ein Blick in die nun zugänglichen Akten lässt jedoch eine veränderte Schwer-
punktsetzung geboten erscheinen. Denn wie bereits Anfang 1931 so hielten es die 
sowjetischen Diplomaten auch im Juli nicht für notwendig, mittels der K P D die 
deutsch-französischen Beziehungen zu beeinflussen. Im N K I D war man der Mei-
nung, dass diese sowieso schon sehr angespannt seien.76 D e r sowjetische B o t -
schafter in Berlin, Khinchuk, versicherte in seinem Bericht vom 18. Juli über die 
Lage in Deutschland, es sei höchst unwahrscheinlich, dass die S P D in absehbarer 
Zeit in die Regierung eingebunden werde und sich Deutschland schließlich in die 
„antisowjetische F r o n t " einreihe.7 7 

7 4 Pravda vom 18. 7. 1931. Vgl. auch die Izvest i ja vom 17. 7. 1931, die zu Brünings Verhand-
lungen in Paris b e m e r k t hatte, eine deutsch- f ranzös ische Einigung k ö n n e nicht von D a u e r 
sein, wenn sie sich nicht auf die Sympathien der Massen stützen könne . Das Blatt deutete 
damit an, dass die S o w j e t u n i o n auf ant i französische S t immungen in Deutschland speku-
lierte. 

7 5 D iese T h e s e wurde erstmals von Sigmund N e u m a n n vertreten: N e u m a n n , D i e Parteien 
der Weimarer Republ ik , S. 93 f. (erste Auflage 1932) . Tatsächlich lehnte Brüning die fran-
zösischen Vorschläge nicht zuletzt mit der B e g r ü n d u n g ab, dass er von einer Welle der 
E m p ö r u n g fortgetragen würde, wenn er sich der f ranzösischen Regierung aufgrund finan-
zieller Erwägungen unterwerfe . Vgl. Weingartner, Stalin und der Aufstieg Hit lers , S. 91 f. 
Zu Brünings Reise nach Paris und L o n d o n vgl. H ö m i g , Brüning, S. 3 4 6 - 3 5 0 . 

7 6 Ber icht K h i n c h u k s über die innen- und außenpol i t ische Lage Deutschlands vom 8. 6. 
1931, A V P R F 082/14/63/5: 9 3 - 1 1 3 , hier: 106. 

7 7 Ber i ch t K h i n c h u k s an Krest inski j vom 18. 7. 1931, A V P R F 082/14/63/5: 151 f. Erst einige 
Tage später m u t m a ß t e K h i n c h u k , dass es während der L o n d o n e r S i e b e n m ä c h t e - K o n f e -
renz ein geheimes A b k o m m e n zwischen Brüning und Laval gegeben haben könnte . Vgl. 
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Erneut zeigt sich: Die Politik der Komintern und K P D wurde zwar ohne Zwei-
fel durch die sowjetische Außenpolitik beeinflusst - die konkrete Entscheidung 
aber, die K P D zur Teilnahme am Volksentscheid zu drängen, ist durch außenpoli-
tische Überlegungen der sowjetischen Führung allenfalls bestärkt, nicht jedoch 
verursacht worden. Denn obwohl man im Kreml über die geplante Reise Brü-
nings nach Paris bestens informiert war, hielt es die sowjetische Führung nicht für 
nötig, von sich aus auf die Teilnahme der K P D am Volksentscheid zu drängen. In 
Moskau hatte man sich bis zum 18. Juli (als Neumanns Brief in der Komintern be-
sprochen wurde) offensichtlich weder im sowjetischen Politbüro noch im N K I D 
oder der Kominternführung über dieses Thema Gedanken gemacht. 

Stattdessen wurden die Funktionäre der Komintern vom „Sekretariatsbrief" 
vom 15. Juli völlig unvorbereitet getroffen, er sorgte für Konfus ion und Streit: 
Zur Klärung dessen, worüber überhaupt diskutiert wurde, musste das Mitteleuro-
päische Ländersekretariat des E K K I erst einmal einen Bericht anfertigen, in dem 
dargestellt wurde, was es mit dem Volksentscheid überhaupt auf sich hatte.78 Auf-
fällig ist in diesem Zusammenhang der Brief Piecks vom 20. Juli, in dem er die 
K P D - F ü h r u n g über die Entscheidung der Komintern für eine Teilnahme der 
K P D am Volksentscheid informierte und bemerkte: „Die Begründung für diese 
Stellungnahme entspricht ungefähr den in Eurem Sekretariatsbrief an mich nie-
dergelegten Auffassungen. " 7 9 Somit hat man sich in Moskau offensichtlich in ers-
ter Linie den Argumenten Neumanns und Remmeles angeschlossen, nicht jedoch 
eigene, gewissermaßen „dahinterstehende" oder „tatsächliche" außenpolitische 
Ziele verfolgt. Es ist aber in jedem Fall erstaunlich, wie zufallsbestimmt die Mos-
kauer Politik entstand: In der sowjetischen Hauptstadt verfolgte man keine län-
gerfristige Strategie, als die K P D dazu gedrängt wurde, sich am Volksentscheid zu 
beteiligen, sondern reagierte nur auf die eigenmächtige Initiative Heinz N e u -
manns. 

O b Stalin nicht doch vorrangig langfristige außenpolitischen Motive gehabt 
hat, als er die Teilnahme am Volksentscheid befürwortete, lässt sich zwar schwer 
sagen, weil dazu die Quel len fehlen. Nicht auszuschließen ist auch hier, dass er er-
neut anderer Meinung war als die sowjetischen Berufsdiplomaten. Auffäll ig ist 
aber, dass er sich sehr spontan für die Teilnahme der K P D aussprach - den er-
wähnten Hintergrundbericht des Mitteleuropäischen Ländersekretariates hatte er 
beispielsweise noch gar nicht lesen können, weil er seine Entscheidung bereits vor 
dessen Vorlage gefällt hatte. U n d in dieser „Spontaneität" liegt der Schlüssel für 
sein Verhalten: Offenbar handelte Stalin in diesem Falle nicht aufgrund eines ab-
wägenden und zielgerichteten Kalküls, sondern ließ sich von tiefsitzenden Res-

sein Diensttagebuch, Eintrag vom 27. 7. 1931, AVP RF 082/14/63/5: 165-168. Zu diesem 
Zeitpunkt war die Entscheidung für die Teilnahme der KPD am Volksentscheid aber be-
reits gefallen. 

78 Bericht des MELS des E K K I „Zum [bevorstehenden] Volksentscheid des Stahlhelms auf 
Auflösung des Preußischen Landtages" vom 20. 7. 1931, RGASPI 495/28/289: 31-34. In 
gewohnter Manier wurde darin der K P D vorgeworfen, sich bislang zu wenig zu diesem 
Thema geäußert zu haben. 

7 9 Brief Piecks an das Sekretariat des Z K der KPD vom 20. 7. 1931, RGASPI 495/292/54: 
180-182, hier: 180. 
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sentiments zu einem geradezu reflexartigen Handeln verleiten. So wie auch die 
antisozialdemokratischen Ergänzungen, die Stalin im April 1931 persönlich den 
Thesenentwürfen des X I . E K K I - P l e n u m s hinzufügte 8 0 , einer Gewohnhei t ent-
sprachen, der er seit 1928 jedes Mal frönte, wenn ihm ein Text der Komintern vor-
gelegt wurde, mit dem die politische Lage in Westeuropa charakterisiert werden 
sollte, so nutzte der sowjetische Diktator auch im Juli 1931, ohne lange zu überle-
gen, eine sich plötzlich bietende Gelegenheit, auf die Sozialdemokratie einschla-
gen zu lassen. 

Welche weiteren Motive lassen sich in der Komintern für die Entscheidung fin-
den, die K P D zum Volksentscheid zu drängen? In der bisherigen Forschung 
wurde unter anderem ein Erklärungsansatz vertreten, den man die „Laufrad-
These" nennen könnte: Damit die häufig unberechenbare K P D nicht durch tat-
sächliche Gewaltakte oder Unruhen die deutsch-sowjetischen Beziehungen störe, 
habe man die Partei in einem künstlichen Zustand folgenloser Dauererregung ge-
halten. Der Volksentscheid war aus dieser Perspektive ein günstiger M o m e n t , um 
die K P D gewissermaßen von der Leine zu lassen: weil sich die Komintern sicher 
gewesen sei, dass die deutschen Kommunisten mit dieser Akt ion die Stellung der 
S P D nicht ernsthaft gefährden konnten, habe sie darin ein mögliches Ventil gese-
hen, um den revolutionären Überdruck innerhalb der deutschen Partei gefahrlos 
abzulassen.8 1 

Selbst wenn man davon absieht, dass diese These voraussetzt, die sowjetischen 
Funktionäre hätten sich von ihrer Identität und Denkweise als Revolutionäre 
trennen können, verweisen auch die jetzt zugänglichen Archivquellen diese An-
nahme in den Bereich der Spekulation. Tatsächlich war im Sommer 1931 nämlich 
auch ein Teil der Kominternführung vom revolutionären Fieber der radikalen 
Kräfte in der K P D angesteckt worden: Als Neumann und Remmele im Juli 1931 
vorhersagten, es könne tatsächlich „die Mehrheit der Arbeiterklasse" erobert wer-
den, wenn die K P D am Volksentscheid teilnehme, hat ihre Argumentation offen-
bar auch einen Teil der Moskauer Funktionäre überzeugt. Infolge der Banken-
krise, vermeintlicher Schwächung der N S D A P und andauernden Flügelkämpfen 
innerhalb der S P D schien vielen Funktionären der Kapitalismus kurz vor dem Zu-
sammenbruch zu stehen. Nicht nur Neumann, der bereits im Mai 1931 eine neue 
„revolutionäre Ä r a " heraufdämmern sah8 2 , sondern auch einige Kominterntheo-
retiker wie Karl Radek und Eugen Varga ergingen sich daher im Juli 1931 in revo-
lutionsoptimistischen Träumereien. Nachdem die Partei auf dem Höhepunkt der 
Bankenkrise um den 13. Juli kaum von sich hören ließ, fragten sie in internen Sit-
zungen sogar ungeduldig, ob „die deutschen Freunde die Situation nicht schon 
verpasst hätten" - freilich ohne zu spezifizieren, wozu die K P D die Situation denn 

8 0 Ergänzungen Stalins zum Entwurf Manuilskijs für die Thesen für das XI . EKKI-Plenum 
vom 1.4. 1931, RGASPI 558/1/st 3709: 23-37, hier: 31. Vgl. dazu die veröffentlichten 
Thesen des XI . EKKI-Plenums „Uber die Aufgaben der Sektionen der Kommunistischen 
Internationale im Zusammenhang mit der Vertiefung der Wirtschaftskrise und der Steige-
rung der Voraussetzungen der revolutionären Krise in einer Reihe von Ländern" in: In-
prekorr 11 (1931), Nr. 38 vom 24. 4. 1931, S. 946-952. 

81 So v. a. Weingartner, Stalin und der Aufstieg Hitlers, S. 79, 96 f. 
8 2 Brief Neumanns an Flieg vom 25. 5. 1931, RGASPI 495/19/527a: 207-214, hier: 214. 
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nun genau hätte ausnutzen sollen.83 Auch Dimitrov, der die Partei in Berlin aus 
nächster Nähe beobachtet hatte, hielt die Passivität der deutschen Genossen nach 
dem Zusammenbruch der Danatbank für ein „beunruhigendes Zeichen". Die Par-
teiführung habe nichts unternommen, um die Unruhe auszunutzen, klagte er. 
„Man kann ohne Übertreibung sagen, dass die Massen faktisch vier Tage lang auf 
sich selbst angewiesen waren."84 

Die Bankenkrise elektrisierte jedoch nicht nur Neumann und Dimitrov, Radek 
und Varga, sondern auch den engeren Kreis der Kominternführung: Am 15. Juli, 
also am gleichen Tag, an dem Neumann und Remmele in Berlin ihren „Sekreta-
riatsbrief" verfassten, beriet die Politkommission in Moskau über die Lage in 
Deutschland und hielt es für möglich, dass dort in den nächsten Tagen etwas - so 
wörtlich - „Neues von besonders großer Bedeutung" eintrete. Der K P D wurde 
anheimgestellt, „sofort zu versuchen [. . . ] breite Kampfausschüsse als Vertretungs-
körper der großen Masse der Arbeiterschaft zu schaffen sowie auch Kampfaus-
schüsse der Erwerbslosen, der Landarbeiter und der armen Bauern" zu bilden.85 

Bislang hatte es die Komintern peinlichst vermieden, in ihren Anweisungen zu 
revolutionsoptimistisch zu wirken, und beispielsweise stets auf den Unterschied 
zwischen „Agitations"- und „Kampf-Losungen geachtet und auch an diesem 
15. Juli legte sich die Komintern nicht auf den heiklen Begriff der „revolutionären 
Situation" fest. Dennoch war der Beschluss der Politkommission nicht von der 
sonst üblichen Vorsicht geprägt. Während Pieck Ende August 1931 - also nach-
dem die Volksentscheid-Kampagne weitgehend wirkungslos verpufft war - vor 
der Politkommission dozierte, die Bankenkrise im Juli sei kein Vorgang gewesen, 
„von dem ernsthaft breite werktätige Massen erfasst" worden seien86, und Ma-
nuilskij im September vor einer „hysterischen Politik" warnte, die jeden Banken-
krach sofort zu einer revolutionären Situation stilisiere87, wurde dies am 15. Juli 
1931 in der Kominternführung offensichtlich anders gesehen. Es wäre auch para-
dox gewesen, wenn ausgerechnet die Funktionäre der Moskauer Zentrale an die 
Selbstheilungskräfte des Kapitalismus geglaubt hätten, während in Deutschland 
nicht nur die linke Sozialdemokratie, sondern auch weite Teile der Öffentlichkeit 
damit rechneten, dass das Wirtschaftssystem in Mitteleuropa kurz vor dem Zu-
sammenbruch stehe.88 

8 3 So zitiert von Sepp Schwab, dem stellvertretenden Vertreter der K P D beim E K K I , in sei-
nem Brief an das Sekretariat des Z K der K P D vom 23. 9 .1931 , R G A S P I 495/292/54: 266 f. 
Vgl. dazu auch den Brief Piecks an das Sekretariat des Z K der K P D vom 20. 8. 1931, 
R G A S P I 495/292/54: 236-241 . 

84 Brief Dimitrovs an die P K vom 20. 7. 1931, R G A S P I 499/1/33: 77f . 
8 5 Protokoll Nr. 155 der P K vom 15. 7. 1931, R G A S P I 495/4/122: 2f . , hier: 2. 
8 6 Brief Piecks an das Sekretariat des Z K der K P D vom 20. 8. 1931, R G A S P I 495/292/54: 

236-241 , hier: 237. Vgl. dazu das Protokoll Nr. 166 der P K vom 17. 8. 1931, R G A S P I 495/ 
4/128: 1. 

8 7 Manuilskij in der Sitzung des M E L S des E K K I vom 7. 9. 1931, zitiert nach dem Briefent-
wurf Schwabs an Sekretariat des Z K der K P D vom 12. 9 .1931 , R G A S P I 495/292/54: 2 5 8 -
260, hier: 259. 

8 8 Vgl. Peukert, Die Weimarer Republik, S. 238f. , 245f . , mit weiteren Literaturhinweisen. 
Smoljanskij äußerte sich Ende Juli, eine Woche nach der Entscheidung für die Teilnahme 
am Volksentscheid, ganz anders: Mit Blick auf die damalige soziale Zusammensetzung der 
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Vor diesem Hintergrund traf nun der „Sekretariatsbrief" aus Berlin ein, der 
scheinbar einen konkreten Weg wies, w ie die akute Krise ausgenutzt werden 
konnte, um in absehbarer Zeit endlich die Mehrhei t der Arbeiterklasse zu er-
obern. Wie der Konfl ikt zwischen Manui l sk i j und den anderen Kominternkadern 
zeigt, war man sich in Moskau al lerdings keineswegs einig, ob die Teilnahme am 
Volksentscheid dafür tatsächlich das geeignete Mittel sei. 

Die Rücksprache der Kominternführung mit Stalin entschied diesen Konfl ikt . 
Wie der Diktator argumentierte, lässt sich indirekt aus dem Bericht von Pieck ab-
lesen, in dem er kurz nach diesem Gespräch über die nun geklärte Position der 
Kominternführung referierte: In einer Zeit, in der die Rechtsparteien für den 
Sturz der Preußenregierung agit ierten, so beschrieb der deutsche Vertreter die 
Hal tung im EKKI, könne die KPD nicht beiseite stehen. Die deutschen Kommu-
nisten dürften nicht wie bei der Kampagne gegen den Youngplan erneut den 
Rechten die Initiative überlassen - andernfal ls könne bei den rechten ( ! ) Wählern 
der Eindruck entstehen, dass die Partei es mit dem Kampf gegen die preußische 
Regierung nicht ernst meine, wobei er ausdrückl ich betonte: „Wir müssen aber 
auch diesen Teil der Massen für uns gewinnen." 8 9 Obwoh l die Komintern bis zum 
Herbst 1931 die Einschätzung der KPD-Führung teilte, dass der Nationalsozia l is-
mus in seinem Wachstum gestoppt sei90 , begriffen die Kominternfunkt ionäre die 
Rechtsextremen also immer noch als ernstzunehmende Konkurrenz 91 

Die Komintern st immte somit nicht für die Teilnahme am Volksentscheid, um 
eine deutsch-französische Einigung durch den Druck auf die SPD zu blockieren, 
sondern vielmehr um zu verhindern, dass sich die N S D A P regeneriere. Para-
doxerweise waren sich die Moskauer Funkt ionäre aber durchaus darüber im Kla-
ren, dass diese Strategie auch dazu führen konnte, dass die preußische Regierung 
vorerst „in die Hände Hit lers wechselt" , w ie Knorin einige Monate später im 
Rückbl ick eingestand.92 Aber - mit Ausnahme von Manui lsk i j 9 3 - wurde eine 

KPD konstat ierte er, nur mit Arbei ts losen l ieße sich keine Revolut ion machen, folgl ich 
habe die KPD auch keine Revolut ion verpasst. Beze ichnenderweise w u r d e diese dann ver-
öffentl ichte S te l lungnahme aber u m drei Wochen vordat iert , auf eine Zeit also, als in der 
Komintern noch ganz anders gedacht wurde . Vgl . Bericht Smol jansk i j „Glavnaja Zadacha 
KPG" vor dem M E L S des EKKI, o.D. [nach dem 21. 7. 1931], R G A S P I 495/28/159: 2 0 7 -
228, hier: 222 f. Auf Basis dieses Referates verfasste Smol jansk i j unter dem Titel „Die Lage 
in Deutschland und die Aufgaben der KPD" einen Leitart ikel für die Zeitschrift „Kom-
munist i sche Internat ionale" Heft 25/26 vom 7. 7. 1931 [sie! Tatsächlich w u r d e der Art ike l 
Ende Ju l i verfasst] , S. 1154. 

89 Brief Piecks an das Sekretar iat des ZK der KPD vom 20. 7. 1931, RGASPI 495/292/54: 
180-182, hier: 180. 

9 0 Vgl . z .B . den Bericht Smol jansk i j s „Glavnaja Zadacha KPG" vor dem M E L S des EKKI, 
o.D. [nach dem 21. 7. 1931], in dem er nochmals zus t immend die entsprechende Feststel-
lung des XI. EKKI-P lenums erwähnt , R G A S P I 495/28/159: 207-228 , hier: 219. 

91 Auch in der KPD-Führung sah man die Gefahr, dass die Nat ionalsozia l i s ten „im Falle der 
Unte rwer fung der Brün ing -Reg i e rung [unter die französische Reg i e rung ] einen Auf t r i eb 
haben werden [sie]." Vgl . den Bericht des Sekretar iates des ZK der KPD vom 19. 7. 1931 
über die S i tzung des Pol i tbüros am 17. 7. 1931, R G A S P I 495/293/117: 20-32 , hier: 30f . 

92 Knorin in der S i tzung der PK vom 15. 3. 1932, R G A S P I 495/4/177: 39 -*6 , hier: 42. 
93 Hie r sei noch einmal daran er innert , dass Manu i l sk i j ja schon Anfang 1931 davor gewarnt 

hatte, eine „faschist ische Dik ta tur" le ichtsinnig mit einer par lamentar ischen Reg ierung 
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Regierung mit Beteiligung der N S D A P in Preußen zu dieser Zeit und in dieser 
Konstellation noch als ein Zwischenstadium gesehen, als verschmerzbare Kosten 
angesichts der weiter gepflegten Aussicht, sich gegenüber dem rechten Wähler-
spektrum profilieren zu können. A m 22. Juli erklärte das Z K der K P D dement-
sprechend, die Teilnahme am Volksentscheid ermögliche es der Partei, den „ent-
scheidenden Einbruch in das Lager der Nationalsozialisten zu vol lziehen" . 9 4 

Schnell schärfte die deutsche Parteiführung den Funktionären an der Basis ein, 
dass nun verstärkt der Kampf gegen den Youngplan und „das nationale M o m e n t 
[ . . . ] in den Vordergrund gerückt werden muss" . 9 5 

Diese Stoßrichtung der Volksentscheid-Kampagne lässt sich auch daran able-
sen, für welche Wählerschichten die K P D nun Propagandamaterial produzierte. 9 6 

Während für S P D - W ä h l e r nur etwa zwei Mill ionen Flugblätter gedruckt wurden, 
bereitete die K P D für die Gruppe aus N S - und Stahlhelmanhängern sowie Bau-
ern, Beamten, Angestellten und Mittelständlern eine Auflage von insgesamt vier 
Mill ionen Flugblättern vor; zudem waren je eine Mill ion Flugblätter für Land-
arbeiter, Erwerbslose und „Hausfrauen" geplant.9 7 

Es ist daher auch bezeichnend, dass die kurzfristige Euphorie der Moskauer 
Funktionäre zwar rapide abnahm, nachdem der Volksentscheid gescheitert war, 
ihr Bl ick aber weiterhin auf die Basis der N S D A P geheftet blieb: Gerade weil sich 
die Kominternführung bewusst war, dass ein Großtei l der abgegebenen Stimmen 
nicht von Kommunisten, sondern von Rechtsradikalen stammte, verlangte M o s -
kau nun von der deutschen Partei, „alles" daran zu setzen, um „diesen Teil der 
Abst immenden aus der faschistischen Front loszulösen und in die Klassenfront 
einzureihen". 9 8 Insofern wurde durch den vorgeblich „ R o t e n " Volksentscheid die 
nationalpopulistische Strategie noch einmal auf ihren letzten Höhepunkt getrie-
ben - kurz bevor der K P D dann von Moskau vorgeworfen wurde, eben diese 
Strategie nicht „klassenbewusst" genug durchgeführt zu haben. 

D e r Bl ick auf die Eingriffe der Komintern im ersten Halb jahr 1931 offenbart 
somit ein einheitliches Motiv: Sowohl die Verschärfung des Kampfes gegen die 

gleichzusetzen und auf die unterschiedlichen Herrschaftsmethoden dieser Systeme hinge-
wiesen hatte. Vgl. Manuilskijs Ausführungen in der Sitzung der Kommission zum Kampf 
gegen Faschismus und Sozialfaschismus vom 26. 1. 1931, abgedruckt in: Komalova (Hg.), 
Komintern protiv fashizma, S. 263. 

9 4 Bericht des ZK der KPD über die ZK-Tagung am 22. 7. 1931 vom 25. 7. 1931, RGASPI 
495/293/117: 38-41, hier: 41. 

9 5 Abschrift eines Briefes eines unbekannten KPD-Funktionärs von Ende Juli 1931 u. a. über 
den Auftritt eines politischen Redakteurs der Roten Fahne in einer Berliner Parteiarbeiter-
versammlung nach dem Beschluss zur Teilnahme am Volksentscheid, SAPMO-BArch RY 
5-1 6/3/371: 6f., hier: 6. 

9 6 So Thälmann auf der Tagung des ZK der KPD am 22. 7. 1931 laut dem Bericht des ZK der 
KPD „Die KPD und die SPD" vom 25. 7. 1931, RGASPI 495/293/117: 32-36, hier: 35. 
Ebenda auch die Bemerkung, dass Thälmann auf dieser Tagung „nur kürzer [sie] über die 
Frage der SPD sprach". 

9 7 Vgl. Brief Golkes an Pjatnickij vom 29. 7. 1931 über die von der KPD vorgesehenen Aus-
gaben für die bevorstehende Kampagne, RGASPI 495/19/525: 35-37. 

9 8 So der Brief Piecks an das Sekretariat des ZK der KPD vom 20. 8. 1931 über die Bespre-
chung in der PK, RGASPI 495/292/54: 236-241, hier: 236. 
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Sozialdemokratie im Allgemeinen auf dem XI. EKKI-Plenum und die linke So-
zialdemokratie im Besonderen nach dem Leipziger Parteitag Ende Mai 1931 als 
auch der Beschluss, die KPD am Volksentscheid teilnehmen zu lassen, zeigen, dass 
die Komintern ihre Strategie in Deutschland vorrangig danach ausrichtete, wie ih-
rer Meinung nach der Massenanhang der KPD am effektivsten zu verstärken sei. 
Außenpolitische Überlegungen haben in diesem Zusammenhang nur eine Neben-
rolle gespielt. Die Kooperation mit der NSDAP durch die Teilnahme am Volks-
entscheid stellte sowohl für die KPD als auch für die Komintern dabei lediglich 
ein taktisches Problem dar: Es bestand aus Sicht der Führungskader zwar die Ge-
fahr, die SPD-Anhänger durch die Aktionsgemeinschaft mit der radikalen Rech-
ten zeitweise zu vergraulen, doch wurde dies als vorübergehende atmosphärische 
Störung in Kauf genommen, denn wenn die NSDAP erst einmal zerfallen sei, wie 
im Sommer 1931 noch angenommen wurde, würde sich an dieser „Episode" nie-
mand mehr stoßen. Entscheidend war es aus Sicht derjenigen Mitglieder der 
Komintern- und KPD-Führung, die sich für die Teilnahme eingesetzt hatten, ers-
tens mit der SPD-geführten Regierung Braun eine wichtige Stütze der Republik 
umzustoßen und zweitens die vermeintliche Chance zu ergreifen, den Massen-
anhang der deutschen Kommunisten entscheidend zu vergrößern. Damit wäre die 
wichtigste Vorbedingung für eine erfolgreiche Revolution in Deutschland erfüllt 
gewesen. 


